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I. Gegenstand und Relevanz der Untersuchung 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist eine der wichtigsten Unternehmensformen in 

Österreich. Im Jahr 2017 existierten in Österreich 84.464 Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung. Damit ist die GmbH nach dem Einzelunternehmen die am häufigsten vorkommende 

Unternehmensform.1 Die Gesellschaften mit beschränkter Haftung beschäftigten im Jahr 2017 

insgesamt 1.839.323 Personen.2 Für jeden, der einen GmbH-Geschäftsanteil hält, stellt sich 

früher oder später die Frage der Gesellschafternachfolge. Eine erfolgreiche Übergabe ist nicht 

nur für den Bestand des von der Gesellschaft betriebenen Unternehmens existenziell, sondern 

wirkt sich auch direkt auf die überlebenden Gesellschafter aus. Neben den wirtschaftlichen und 

gesellschaftsrechtlichen Aspekten kann sich eine gescheiterte Gesellschafternachfolge durch 

das dadurch bedrohte Unternehmen der GmbH auch auf den Arbeitsmarkt auswirken. Eine 

gelungene Regelung für die Gesellschafternachfolge im Todesfall ist daher nicht nur 

wünschenswert, sondern für den Fortbestand des von der Gesellschaft geführten Unternehmens 

meist von größter Wichtigkeit. Dies auch – und vor allem – bei Familienunternehmen.  

Zur Vermeidung von Komplikationen bei der Übertragung im Todesfall gibt es sowohl im 

Gesellschaftsrecht als auch im Erbrecht verschiedene Möglichkeiten. Die Rechtsgebiete 

Gesellschafts- und Erbrecht stehen gleichrangig zueinander, es gibt kein Verhältnis der Über- 

und Unterordnung.3 Beide Rechtsgebiete haben jedoch unterschiedliche Regelungsgebiete. Die 

vermögensverteilende Funktion des Erbrechts steht im Gegensatz zu der 

vermögenskonzentrierenden Funktion des Unternehmensrechts und erzeugt ein 

Spannungsverhältnis zwischen den Rechtsgebieten. Besonders der Pflichtteil begrenzt die 

Dispositionsfreiheit des Erblassers und stellt dadurch den Kern des Spannungsverhältnisses – 

und eine nicht unwesentliche Hürde bei der Gesellschafter- und Unternehmensnachfolge – dar.4 

Andererseits kann durch gesellschaftsvertragliche Regelungen der Erbmasse teilweise das 

Substrat für die Übertragung entzogen werden.5 

                                                           
1 STATISTIK AUSTRIA, Arbeitsstättenzählung 2017 mit Stichtag 31.10. Gebietsstand 2017. Erstellt am 
28.06.2019. 
(https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/unternehmen_ab_az_2011/1
21215.html)  
2 STATISTIK AUSTRIA, Abgestimmte Erwerbsstatistik 2017, Arbeitsstättenzählung 2017, Stichtag 31.10. 
Gebietsstand 2017. Erstellt am 28.06.2019. 
(https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/unternehmen_ab_az_2011/1
21216.html)  
3 Kalss, Unternehmensnachfolge, 95. 
4 Schauer, Rechtsprobleme der erbrechtlichen Nachfolge bei Personenhandelsgesellschaften, 21.  
5 Kalss, Unternehmensnachfolge, 95. 

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/unternehmen_ab_az_2011/121215.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/unternehmen_ab_az_2011/121215.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/unternehmen_ab_az_2011/121216.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/unternehmen_ab_az_2011/121216.html
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Es mangelt in Österreich an einem Unternehmererbrecht, welches das Spannungsverhältnis der 

Rechtsgebiete lösen würde. Das einzige Konstrukt in der österreichischen Rechtsordnung, das 

einem Unternehmererbrecht nahekommt, ist das historisch gewachsene Anerbenrecht, das die 

Zersplitterung des land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes verhindern und so den Fortbestand 

des Betriebes sichern soll. 

Obwohl es viele Überlegungen gibt, die dafür sprechen, ein eigenes Unternehmererbrecht 

einzuführen, wie dies im Arbeitsprogramm der Bundesregierung auch vorgesehen war, hat sich 

in der Novelle diesbezüglich wenig getan. Gegenstand der Arbeit soll nicht nur eine 

Gesamtdarstellung der Möglichkeiten zur Übertragung des Geschäftsanteils im Todesfall sein, 

sondern auch eine Analyse, welche Möglichkeiten zur Übertragung sinnvoll wären. Hierbei soll 

unter anderem auf den historischen Gesetzgeber von 1906 zurückgegriffen werden, um eine der 

Systematik des Gesellschaftsrechts und dem Willen des historischen Gesetzgebers 

entsprechende Weiterentwicklung der Übertragung im Todesfall auszuarbeiten.  

 

II. Aktueller Forschungsstand 

Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten bei der GmbH Gesellschafternachfolge 

Die gesellschaftsvertragliche oder erbrechtliche Gestaltung der Übertragung des GmbH 

Geschäftsanteils ist unter bestimmten Voraussetzungen zulässig. Der GmbH-Geschäftsanteil 

hat nach herrschender Lehre und Rechtsprechung in die Verlassenschaft zu fallen. Eine Klausel, 

wonach der Geschäftsanteil den überlebenden Gesellschaftern ohne Weiteres zufallen soll, 

kann, anders als bei den Personengesellschaften, nicht wirksam vereinbart werden.6 Dadurch 

sind die GmbH und ihre Gesellschafter Komplikationen im Verlassenschaftsverfahren 

schutzlos ausgesetzt. Diese Ungleichbehandlung gegenüber den Personengesellschaften im 

Besonderen gilt es aus der Sicht des historischen Gesetzgebers zu analysieren.  

 

Nachfolgeklausel 

Der Ausschluss der Vererbbarkeit des Geschäftsanteils ist nicht zulässig. Mit der im 

Gesellschaftsvertrag vereinbarten Nachfolgeklausel kann allerdings ein ähnlicher Effekt erzielt 

werden. Die Nachfolgeklausel bewirkt, dass die Erben zuerst durch Einantwortung 

                                                           
6 OLG Wien 17.5.2005, 28 R 68/05h; Koppensteiner/Rüffler, GmbhG3 §76 Rn 14. 
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Gesellschafterstellung erlangen, dann aber zu einer sofortigen Abgabe verpflichtet sind.7 Die 

begünstigte Person, das heißt der Empfänger des Geschäftsanteils, oder der begünstigte 

Personenkreis sind bzw. ist bereits im Vorhinein genau festzulegen. Grundsätzlich ist die 

Gesellschaft selbst berechtigt, die Durchsetzung des Anspruchs auf Übertragung des 

Geschäftsanteils an den Dritten zu fordern. Es kann dem Begünstigten jedoch ein eigener 

Anspruch, z.B. in Form eines Vorkaufs- oder Aufgriffsrechts, eingeräumt werden.8 Wenn die 

im Gesellschaftsvertrag festgelegte Übertragung einen Nicht-Gesellschafter begünstigt, so 

handelt es sich um einen Vertrag zugunsten Dritter. Hat der Begünstigte selbst einen Anspruch 

auf Übertragung des Geschäftsanteils im Gesellschaftsvertrag eingeräumt bekommen, handelt 

es sich um einen echten Vertrag zugunsten Dritter. Wenn jedoch nur die Gesellschaft selbst das 

Recht hat, die Übertragung des Geschäftsanteils an den Berechtigten zu fordern, so handelt es 

sich um einen unechten Vertrag zugunsten Dritter. Hierbei ist allerdings zu beachten, dass die 

Klausel erst nach Einantwortung wirksam wird. Komplikationen, die im 

Verlassenschaftsverfahren auftreten, können dadurch nicht verhindert werden.  

 

Aufgriffsrecht und Aufgriffspflicht 

Das Aufgriffsrecht räumt den überlebenden Gesellschaftern oder einem einzelnen 

Gesellschafter das Recht ein, den Geschäftsanteil binnen einer bestimmten Frist zu erwerben. 

Es kann auch eine Verpflichtung zum Aufgriff des Geschäftsanteils vereinbart werden 

(Aufgriffspflicht). In beiden Fällen ist der Erbe zur Übertragung des von ihm ererbten 

Geschäftsanteils verpflichtet.9 

Die Klausel bewirkt, dass die Erben den entsprechenden Geschäftsanteil den Mitgesellschaftern 

oder bestimmten Gesellschaftern zum Erwerb anbieten müssen. Die Aufgriffspflicht 

verpflichtet den Begünstigten zum Erwerb des Geschäftsanteils, das Aufgriffsrecht räumt 

lediglich die Möglichkeit ein, den Anteil zu erwerben. Die nachträgliche Aufnahme einer 

Aufgriffsklausel in den Gesellschaftsvertrag benötigt keinen Notariatsakt. Die notarielle 

Beurkundung des Änderungsbeschlusses ist ausreichend.10 Wie die Nachfolgeklausel kann das 

Aufgriffsrecht erst nach Einantwortung geltend gemacht werden, weshalb durch die 

                                                           
7 Schopper, GmbHG2, §76 Rz 33. 
8 Kalss, §34 Nachfolge im Kapitalgesellschaftsrecht, 1278. 
9 Kalss, §34 Nachfolge im Kapitalgesellschaftsrecht, 1279. 
10 OGH 17.12.2010, 6 Ob 63/10y. 
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Vereinbarung nicht auf die Verwaltung des Geschäftsanteils im Verlassenschaftsverfahren 

eingegriffen werden kann.11  

 

Bedingte Übertragung auf den Todesfall 

Bei der Nachfolgeklausel und der Aufgriffsklausel fällt der Geschäftsanteil jeweils in die 

Verlassenschaft. Um die Gefahr eines damit verbundenen langwierigen Verfahrens zu 

vermeiden, kann eine bedingte Übertragung vereinbart werden. Dabei geht der Geschäftsanteil 

auf den Berechtigten über, sobald die Bedingung dafür, nämlich der Tod des Gesellschafters, 

eintritt. Für ihre Gültigkeit benötigt die Übertragung einen Notariatsakt für das Verpflichtungs- 

und Verfügungsgeschäft.12 Die bedingte Übertragung auf den Todesfall ist in der Lehre sehr 

umstritten und praktisch kaum anwendbar.  

Stellt das Geschäft eine Schenkung auf den Todesfall dar, so gibt es eine Reihe erbrechtlicher 

Bedenken, da der Verlassenschaft Vermögen entzogen wird. Handelt es sich jedoch um ein 

entgeltliches Geschäft, bei dem gewährleistet ist, dass das Entgelt statt des Geschäftsanteils in 

die Verlassenschaft fällt, so ist die bedingte Übertragung auf den Todesfall zulässig.  

 

Gegenleistung für die Anteilsübertragung 

Dem zur Weitergabe des Geschäftsanteils verpflichteten Erben steht ein angemessenes Entgelt 

für die Übertragung zu. Mangels anderer gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen ist als 

angemessenes Entgelt der Ertragswert des Anteils zu zahlen. Im Gesellschaftsvertrag kann die 

Höhe der Abfindung reduziert werden, sofern die Vereinbarung aufgrund der geringen Höhe 

der Abfindung nicht sittenwidrig ist.13 Eine Buchwertklausel wird im Allgemeinen nicht als 

sittenwidrig angesehen.14 Die Pflichtteile dürfen dadurch jedoch nicht verkürzt werden.15  

In der Literatur wird mit Blick auf die Personengesellschaften vertreten, dass die Abfindung für 

den Erhalt des Geschäftsanteils im Todesfall gänzlich ausgeschlossen werden kann.16 In 

Deutschland ist der Ausschluss der Abfindung nur zulässig, wenn ein besonderer sachlicher 

                                                           
11 Schopper, GmbHG2, §76 Rz 9. 
12 Kalss/Probst, Familienunternehmen, Rz 20/50.  
13 Kalss, §34 Nachfolge im Kapitalgesellschaftsrecht, 1283. 
14 Siehe Koppensteiner/Rüffler, GmbHG, Anh §71 Rz 18: eine Einzelfallbeurteilung ist nötig. Buchwertklauseln 
sind nur selten sittenwidrig, u.a. dann, wenn ein grobes Missverhältnis zwischen der Höhe der Einlage und dem 
Wert der Abfindung besteht. 
15  Zollner, Aufgriffsrechte in der GmbH und der Pflichtteil, JEV 2014, 7.  
16 Kalss, §34 Nachfolge im Kapitalgesellschaftsrecht, 1285. 
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Grund dafür vorliegt. Die Erhaltung eines Familienunternehmens wird als hinreichend 

sachlicher Grund für eine Entziehung der Abfindung anerkannt. In Österreich fehlt es bislang 

an einer solchen Regelung. Die Abfindung für den Geschäftsanteil kann nicht ausgeschlossen 

werden.17 

Zur Gegenleistung ist grundsätzlich der Erwerber des Anteils verpflichtet. Es kann jedoch 

vertraglich vereinbart werden, dass die übrigen Gesellschafter die Abfindung für den Anteil 

zahlen. 

 

III. Inhalt, Methoden und Ziel der Untersuchung 

Die genannten gesellschaftsrechtlichen Instrumente ermöglichen es, den Übergang des 

Geschäftsanteils im Todesfall so zu regeln, dass die Interessen der Gesellschaft und der 

überlebenden Gesellschafter berücksichtigt werden. Nähere Betrachtung der einzelnen 

Möglichkeiten zeigt jedoch, dass es viele Unklarheiten gibt, für die in Judikatur und Lehre 

vielfach noch keine Lösungen gefunden wurden. Vor allem für die Zeitspanne zwischen Erbfall 

und Einantwortung können keine Regelungen vorgesehen werden, welche die Interessen der 

überlebenden Gesellschafter ausreichend wahren. Die Gesellschafter sind daher 

Komplikationen im Verlassenschaftsverfahren schutzlos ausgesetzt. Aufgrund der evidenten 

Praxisrelevanz der Übergabe des Geschäftsanteils im Todesfall ist eine genaue 

wissenschaftliche Betrachtung der Materie notwendig.  

Dazu genügt nicht nur eine Betrachtung der erb- und gesellschaftsrechtlichen Klauseln, die den 

Übergang im Todesfall regeln können. Vielmehr ist eine dogmatische Auseinandersetzung mit 

der Natur des Geschäftsanteils durchzuführen.  Ziel der Dissertation ist die wissenschaftliche 

Auseinandersetzung mit dem Geschäftsanteil und allen erb- und gesellschaftsrechtlichen 

Optionen, die dem Gesellschafter bei der Übergabe im Todesfall zur Verfügung stehen. 

Grundlage für die Forschung bilden das GmbH-Gesetz, die Protokolle und 

Erläuterungsvorlagen des historischen Gesetzgebers, die Auseinandersetzung mit der Judikatur 

und die aktuellen Erkenntnisse aus der Lehre.  

Im Zuge dieser Forschung soll ein Überblick über die Entwicklung des Geschäftsanteiles und 

sein Schicksal im Erbrecht gegeben werden. Bestehende Fragen und Lücken sind aufzuzeigen 

und zu behandeln. In der Arbeit soll dargestellt werden, was mit dem Geschäftsanteil im 

                                                           
17 Kalss, §34 Nachfolge im Kapitalgesellschaftsrecht, 1286. 
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Todesfall ex lege passiert, wie er zu verwalten ist und welche Rechte und Pflichten aus der 

Übertragung von Todes wegen entstehen. In einem weiteren Schritt sind die erb- und 

gesellschaftsrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten, welche die Zuteilung des Geschäftsanteils 

im Todesfall beeinflussen können, und die damit verbundenen Rechtsprobleme zu bearbeiten.  

Durch eine Betrachtung der Entwicklung des GmbH Rechts, des Erbrechts und der aktuellen 

gesellschaftsrechtlichen Bedürfnisse soll im letzten Teil der Arbeit aufgezeigt werden, wo und 

inwieweit ein Unternehmererbrecht sinnvoll wäre. Aufgrund der vielen, oftmals spezifischen 

Rechtskonstruktionen, die beim Übergang des Geschäftsanteils im Todesfall vorgesehen 

werden können, ist es für den Laien schwer möglich, sich gänzlich zu informieren und auf die 

jeweilige GmbH samt dem damit verbundenen Unternehmen zugeschnittene Vorkehrungen für 

den Todesfall zu treffen. In diesen Fällen und in jenen, in denen aufgrund eines plötzlichen 

Todesfalles keine Vorkehrungen getroffen wurden, ist es sinnvoll und in bestimmten Fällen für 

das Unternehmen der GmbH auch überlebenswichtig, dass dispositive, gesetzliche Regelungen 

den Gesellschafterwechsel erleichtern und Komplikationen im Erbfall verhindern. 
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